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Karben, 16.02.2024 
An 
Herr Stadtverodentenvorsteher  
Kai-Uwe Fischer  
 
61184 Karben 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher Fischer,  

wir bitten Sie, folgenden überfraktionellen Resolutionsantrag auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung zu nehmen: 

 

Resolution: Erklärung für eine „Wehrhafte Demokratie“ 

1. Die Stadtverordnetenversammlung betont die essenzielle Bedeutung der Demokratie 
für einen intakten Rechtsstaat, in dem Freiheit und Sicherheit gleichermaßen Achtung 
und Umsetzung finden. Sie unterstreicht die Wichtigkeit des Schutzes und der 
Verteidigung des Deutschen Grundgesetzes sowie der Hessischen Verfassung und 
der in ihnen verbrieften Grund und Menschenrechte. 
 

2. Die Würde des Menschen ist unantastbar. Die Freiheits- und Gleichheitsrechte stellen 
ein hohes Gut dar und wurden in der Vergangenheit unter hohem Einsatz erkämpft. 
Denn die Feinde der Demokratie sind Feinde der Freiheit. Die 
Stadtverordnetenversammlung wird es nicht tolerieren, dass insbesondere 
Verfassungsfeinde aus dem rechtspopulistischen und rechtsextremen Milieu unter 
dem Deckmantel der hier garantierten Freiheiten agieren und den Rechtsstaat 
beseitigen wollen. Sie erklärt daher, verfassungsfeindlichen Bestrebungen klar 
entgegenzutreten und entschlossen gegen sie vorzugehen. 
 

3. Die Stadtverordnetenversammlung steht ausdrücklich hinter dem Engagement und 
dem persönlichen Einsatz der hunderttausenden Menschen, die gegen rechten 
Extremismus, Antisemitismus sowie Hass und Hetze auf den Straßen der Mehrheit 
eine Stimme verleihen. Diese enorme Beteiligung ist ein Leuchtsignal der Toleranz 
und vereint die Menschen in unserem Land in ihrem Willen, eine Wiederholung des 
dunkelsten Teils der deutschen Geschichte zu verhindern. 
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4. Die Stadtverordnetenversammlung bekennt sich zur offenen Gesellschaft mit 
Menschen, die einen Migrationshintergrund haben und die fest zu unserer 
Gesellschaft gehören. Sie unterstützt das friedliche Zusammenleben von Menschen 
unterschiedlicher Herkunft. Die Vielfalt bildet eine Grundlage für unser aller Zukunft. 
Die Stadtverordnetenversammlung solidarisiert sich ausdrücklich mit allen, die dies in 
Vereinen und Organisationen, in der Nachbarschaft, am Arbeitsplatz, in den 
Kindergärten und Schulen sowie in politischen Gremien und an anderen Stellen Tag 
für Tag Wirklichkeit werden lassen. 
 

5. Die Stadtverordnetenversammlung schaut gerade mit Blick auf das Gedenken and 
die Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar mit großer Sorge auf die 
Radikalisierung und Spaltung in Teilen der Gesellschaft sowie auf 
geschichtsvergessene Politik auf Kosten von Minderheiten und auf dem Rücken von 
Schwächeren. Die Stadtverordnetenversammlung betont die eklatante Notwendigkeit 
der parteiübergreifenden Konsensfindung zur Beantwortung der Fragen unserer Zeit. 
Herausforderungen und Fragen von Migration auf europäischer Ebene verunsichern 
viele Menschen in Deutschland. Nicht Populismus und Hetze werden diese Fragen 
lösen, sondern nur ein klares Regelsystem basierend auf den Grundsätzen von 
Humanität und unserer Verfassung. 
 

6. Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt die Trierer-Erklärung des Deutschen 
Städtetages. 1 
 

7. Abschließend hält die Stadtverordnetenversammlung fest, dass das Karben keine 
Heimat für menschenfeindliche Gesinnungen und Bestrebungen ist, die unsere 
freiheitlich demokratische Grundordnung infrage stellen und sie unterminieren wollen. 

 

Begründung:  

Wird durch die Antragssteller gemeinsam mündlich vorgetragen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Markus Dreßler – Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN Karben 

 
1 https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Presse/2024/trierer-erklaerung-2024.pdf 



18.01.2024 

Trierer Erklärung des Deutschen Städtetages

Das jüngst bekannt gewordene Treffen von AfD-Funktionären mit Mitgliedern der Identitären Bewe-

gung und die dort diskutierte Deportation von Millionen Menschen aus Deutschland hat uns alle 

schockiert. Wir nehmen es nicht hin, dass rechtsextreme Kräfte eine Atmosphäre der Verunsiche-

rung, der Angst und des Hasses in unserem Land und in unseren Städten schüren. 

In unseren Städten leben Menschen unterschiedlicher Herkunft zusammen – als Nachbarinnen und 

Nachbarn, als Kolleginnen und Kollegen, als Freundinnen und Freunde, als Familie. Das ist die Lebens-

realität in unseren Stadtgesellschaften. Das macht unsere Städte aus. Unsere Städte gehören allen 

Menschen, die hier leben. Wir akzeptieren nicht, dass Bürgerinnen und Bürger, dass Familien, dass 

sogar Kinder in unseren Städten Angst davor haben müssen, von hier vertrieben zu werden. 

Unterschiedliche Meinungen, unterschiedliche Bewertungen politischer Themen, auch unterschiedli-

che Positionen zur Migrations- und Asylpolitik sind Teil unserer Demokratie. Demokratie braucht 

Auseinandersetzung, Demokratinnen und Demokraten müssen auch Streit aushalten und Wider-

spruch akzeptieren. Was wir nicht akzeptieren, ist, wenn der Kern unserer Verfassung und die Basis 

unseres Zusammenlebens angegriffen wird: die Würde des Menschen. 

Menschenwürde, Demokratie und Rechtsstaat müssen immer wieder neu verteidigt werden. Eine 

wehrhafte Demokratie lebt von einer aktiven und wachen Zivilgesellschaft vor Ort. Das haben Zehn-

tausende Menschen in den vergangenen Tagen in unseren Städten deutlich gemacht. Die Menschen, 

die aktuell gemeinsam auf die Straßen gehen, um Farbe zu bekennen für Demokratie und Menschen-

würde, senden ein klares Signal der Solidarität – und gegen die Spaltung unserer Stadtgesellschaften. 


